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zeitig wandern Ihnen die Eltern aus dem ländlichen 
Raum ab, weil sie höhere Schulabschlüsse für ihre 
Kinder wollen.  

Nehmen Sie doch bitte die Realität wahr und sorgen 
Sie dafür, dass wir in allen Landesteilen von Nord-
rhein-Westfalen Schulen haben, die von den Eltern 
gewählt werden können und die die beste Bildungs-
option für die Kinder beinhalten! 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hendricks. – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir sind damit am Schluss der Beratung 
und kommen zur Abstimmung.  

Die antragstellenden Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen haben direkte Abstimmung bean-
tragt, sodass wir zur selbigen über den Inhalt des 
Antrags Drucksache 14/10735 kommen können. 
Wer dem Inhalt des genannten Antrags zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Abgeordneten der Fraktion der SPD, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der fraktions-
lose Abgeordnete Sagel. Gegenstimmen? – Das 
sind die Abgeordneten der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP. Stimmenthaltungen? – Keine 
Stimmenthaltungen. Damit ist der Antrag abge-
lehnt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ich rufe nun auf: 

8 Erstes Gesetz zur Änderung des Bau- und 
Liegenschaftsbetriebsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9956 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10778 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 14/10756 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Fraktion 
der CDU dem Kollegen Dr. Petersen das Wort. Bitte 
sehr, Herr Kollege.  

Dr. Jens Petersen (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Liebe Kolleginnen, liebe 
Kollegen! Zu diesem Gesetz ist inhaltlich alles 
gesagt. Wir hatten einen guten Gesetzentwurf, 
haben eine Anhörung durchgeführt und haben 
dann anschließend Änderungen – zum Teil auch 
einstimmig – im Ausschuss beschlossen. Jetzt ist 

das Gesetz noch besser. Aus unserer Sicht kann 
es so beschlossen werden. 

Mit diesem Gesetz sichern wir eine gute fachliche 
Aufsicht, und wir sichern auch eine sehr gute archi-
tektonische und bauliche Qualität. SPD-Anträge, die 
darauf abzielen, den Verwaltungsrat aufzublähen 
und dort – quasi wie in Klientelpolitik – dann auch 
noch Mitglieder der Architektenkammer und der 
Ingenieurkammer als externen Sachverstand zu 
ergänzen, lehnen wir als unnötig ab. Insofern wer-
den wir diesem Gesetzentwurf so zustimmen. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP – Werner Jost-
meier [CDU]: Sehr gut!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Petersen. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der SPD der Abgeordnete Töns 
das Wort. 

Markus Töns (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb des Landes 
Nordrhein-Westfalen wurde am 1. Januar 2001 
errichtet. Ziel war ein zentrales betriebswirtschaftli-
ches Immobilienmanagement. Dies ist – das muss 
man so sagen – eine nordrhein-westfälische Er-
folgsgeschichte aus rot-grüner Regierungszeit.  

(Beifall von der SPD – Werner Jostmeier 
[CDU]: Wie bitte? Du warst doch dabei, was 
das für ein Chaos war!) 

Es war richtig und wichtig, diesen Betrieb ins Leben 
zu rufen, und zwar trotz aller Unkenrufe, Herr Jost-
meier. Nun behandeln wir in zweiter Lesung den 
Gesetzentwurf zum Ersten Gesetz zur Änderung 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebsgesetzes der 
Landesregierung.  

Grundlage dieses Gesetzentwurfes ist ein Gutachten 
aus dem Jahre 2007 zur Organisationsstruktur des 
BLB. Dieses Gutachten schlägt zwar die Konzentra-
tion der Fachaufsicht auf ein Ministerium vor – bisher 
sind das Finanzministerium und das Bauministerium 
gemeinsam zuständig –, jedoch besagt das Gutach-
ten, dass die Zuständigkeit dem fachfremden Minis-
terium für Finanzen zuzuordnen sei. 

Bei der Anhörung im Januar 2010 ist allerdings 
zutage gekommen, dass gerade die fehlende Fach-
kompetenz des Finanzministeriums in Baufragen zu 
großer Kritik führte.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Der beauftragte Gutachter allerdings, der auch in 
der Anhörung war, vertrat nicht die Auffassung, 
dass die Fachaufsicht beim Finanzministerium 
falsch angelegt wäre. Ein Schelm, wer Böses dabei 
denkt. Ein Gutachter, den man als Finanzminister 
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beauftragt und der einem dann sagt, man wäre das 
falsche Ministerium – das wäre schon merkwürdig. 

Insbesondere die Architektenkammer Nordrhein-
Westfalen und die Ingenieurkammer-Bau NRW 
haben dies heftigst kritisiert. Das ist auch der 
Grund, warum – wenn Sie schon unfähig sind, Ihren 
eigenen Gesetzentwurf zurückzuziehen und zu 
überarbeiten; das haben Sie in den vergangenen 
fünf Jahren schon häufiger bewiesen – wir diese 
Änderungsanträge gestellt haben.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Zum einen schlagen wir Ihnen vor, zur Gewährleis-
tung der städtebaulichen Qualität bei einer Bau-
maßnahme Einvernehmen mit dem Fachministeri-
um, dem Bauministerium, herzustellen. Zum ande-
ren fordern wir die Berücksichtigung von planenden 
und gestaltenden Berufen. Dies kann dadurch ge-
währleistet werden, dass zwei Mitglieder der Archi-
tektenkammer und der Ingenieurkammer-Bau dem 
Verwaltungsrat des BLB angehören.  

Ich werbe dringend um Zustimmung zu diesem 
Änderungsantrag – in der Gewissheit, dass Sie das 
wahrscheinlich nicht tun werden. Die reine Konzent-
ration in diesem Gesetzentwurf auf fiskalische Ge-
sichtspunkte – also die Fachaufsicht auf das fach-
fremde Finanzministerium zu übertragen – halten 
wir für falsch. Wir werden diesen Gesetzentwurf 
ablehnen. – Glück auf! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Töns. – Jetzt hat Frau Freimuth für die 
FDP-Fraktion das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident, es ist mir 
eine besondere Freude, Sie an dieser Stelle zu 
sehen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Mir auch! 

Angela Freimuth (FDP): Meine Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem vor-
liegenden und nun zur Verabschiedung anstehen-
den Gesetzentwurf der Landesregierung gehen wir 
im Jahr 9 nach der Gründung des Bau- und Liegen-
schaftsbetriebes durch die seinerzeit rot-grüne Lan-
desregierung bzw. die sie tragenden Mehrheiten 
hier im Parlament einen Schritt weiter, nämlich da-
hin, das Gesetz und damit auch die Funktionsweise 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebes ein weiteres 
Stück zu optimieren. 

Durch ein von der Landesregierung im Jahr 2006 in 
Auftrag gegebenes Organisationsgutachten sollten 
Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie die Effektivität 
und die Effizienz des Bau- und Liegenschaftsbetrie-
bes weiter erhöht werden können. Einige der Maß-

nahmen aus dem Gutachten wurden bereits umge-
setzt. Eine sicherlich deutlich sichtbare Maßnahme 
war die Reduzierung der Niederlassungen des BLB 
von zwölf auf acht. Eine weitere Empfehlung des 
Gutachtens ist, die bisher auf zwei Ressorts verteil-
te Fachaufsicht über den Bau- und Liegenschafts-
betrieb bei einem Ressort zu bündeln. 

Wir sind gemeinsam mit der Landesregierung der 
Ansicht, dass dies im Finanzministerium sein sollte, 
da der Schwerpunkt des Bau- und Liegenschaftsbe-
triebes als Immobiliendienstleister des Landes ein-
deutig auf seiner vermögenschaffenden bzw. 
-verwaltenden Aufgabe liegt. 

Wenn in dem ursprünglichen Gesetzentwurf der 
Landesregierung noch vorgesehen war, dass zur 
Gewährung der städtebaulichen Qualität von Bau-
maßnahmen das Benehmen mit dem Bauministeri-
um herzustellen sei, so haben wir – auch aufgrund 
der Anhörung und der dort vorgebrachten Argumen-
te – die Konsequenz gezogen und dieses in ein 
Einvernehmen für die Belange mit herausragender 
städtebaulicher Wichtigkeit geändert. 

Wir tragen damit auch der Tatsache Rechnung, 
dass das Land bei Baumaßnahmen in zentralen 
Stadtlagen, die in architektonischen und baufachli-
chen Fragen mit einer besonderen Sensibilität zu 
beurteilen sind, auch eine Verantwortung für den 
städtebaulichen Gesamtzusammenhang und das 
Erscheinungsbild des Staates in der Öffentlichkeit 
hat. 

Meine Damen und Herren, die Optimierung des 
Bau- und Liegenschaftsbetriebes wird auch über die 
Legislaturperiode hinaus eine Aufgabe für den 
Landtag und für die Landesregierung bleiben. Es 
bleibt auch festzustellen, dass der BLB bedauerli-
cherweise auch heute noch bei Weitem nicht alle 
mit seiner Errichtung verbundenen Ziele bereits 
erreicht hat. Dazu wird es sicherlich in der nächs-
ten Legislaturperiode auch noch intensive Bera-
tungen geben. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. Wir stimmen diesem Gesetzentwurf 
selbstverständlich zu. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die Grünen spricht der 
Abgeordnete Groth. 

Ewald Groth (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Freimuth, ein bisschen 
sind Sie doch zurückgerudert. Sie haben das als 
Erkenntnisse aus der Anhörung beschrieben. Ich 
finde es gar nicht schlecht, wenn man dazulernt. 
Aber es ist schon so gewesen, dass der Druck in 
der Anhörung so hoch geworden ist, dass Sie das 
Gesetz noch einmal verändert haben. Aber nicht 
weit genug!  
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Wenn man den Rückwärtsgang einlegt und drin hat – 
Herr Petersen, Sie lachen mich so freundlich an –, 
muss man wirklich ein Stück weit auch rückwärts 
fahren, statt gleich wieder zu bremsen. Ich hätte mir 
gewünscht, Sie hätten es so gelassen, wie es ist. – 
Herr Petersen, an Ihrer Rede war übrigens das einzig 
Gute, dass Sie so schnell zu Ende waren. 

(Beifall von der SPD) 

Was machen Sie? – Das Einvernehmen des Bau-
ministers wird abgeschafft, und zwar im Bereich 
Bau- und Liegenschaften. Der Bauminister hat ver-
loren und muss hier nicht mehr sitzen. Der Finanz-
minister hat gewonnen und muss hier auch nicht 
mehr sitzen. Es geht die beiden zwar an, aber sie 
haben in dieser Frage hier überhaupt nichts mehr 
verloren. Leider ist es entschieden. 

Sie schaffen – das will ich Ihnen doch noch einmal 
sagen – das Einvernehmen mit dem Bauminister in 
Fragen von Bau- und Liegenschaften ab. Natürlich 
hat dieser Betrieb auch etwas damit zu tun, dass 
man Finanzen verwaltet, dass es ein vermögen-
schaffender Betrieb ist. Das stimmt alles. Aber im 
Wesentlichen geht es darum, dass baupolitische 
Ziele, baupolitische Fragen, architektonische Fra-
gen, stadtbildprägende Fragen im Vordergrund 
stehen. Sie stehen mehr im Vordergrund als die 
Finanzen, weil der Betrieb sowieso gehalten ist – 
und das im Übrigen auch tut –, sich vernünftig um 
Finanzen und die Finanzierbarkeit seiner Umbau-
ten, Modernisierungsbauten und Neubauten zu 
kümmern.  

Die Federführung bekommt der Finanzminister. Ich 
finde, darauf könnte man verzichten. Umgekehrt 
würde ein Schuh daraus. Wenn man tatsächlich 
glaubt, dass es in der Vergangenheit zu Verzöge-
rungen oder zu Ineffektivität gekommen ist, wäre 
das erst einmal nachzuweisen. Mir ist kein einziger 
Fall bekannt. Ich sitze im Verwaltungsrat – dort 
kann ich nicht immer hingehen, sitze aber schon ein 
paar Jahre dort –, und mir ist kein einziger Fall be-
kannt, dass sich diese beiden Ministerien sozusa-
gen einmal gegenseitig blockiert hätten und ein 
Projekt nicht vorangekommen wäre, weil der Bau-
minister sein Einvernehmen nicht erteilt hätte. Das 
ist mir nicht bekannt. Das können Sie auch nicht 
belegen, Herr Petersen.  

Ansonsten kommen Sie noch einmal nach vorne – 
Sie haben ja noch ausreichend Redezeit – und 
stellen der Öffentlichkeit einmal vor, in welcher Fra-
ge der Bauminister das sozusagen verzögert hätte. 
Er wäre im Übrigen auch schlecht beraten, wenn er 
in der Vergangenheit sein Einvernehmen nicht er-
teilt hätte, ohne dass mit wirklich stichhaltigen Be-
gründungen unterlegen zu können. 

Meine Damen und Herren, umgekehrt würde ein 
Schuh daraus. Wenn sie die Fachaufsicht tatsäch-
lich nur noch einem Fachministerium geben wollen, 
müsste das das Bauministerium sein. Aber der 

Bauminister hat, wie gesagt, in dieser Frage verlo-
ren. 

Ich glaube, Sie haben mit Ihrer Änderung an dieser 
Stelle etwas verbessert; das ist aber nicht gut ge-
nug.  

In Ihrer Veränderung ist von „herausragenden 
Baumaßnahmen“ zu lesen. Sie werden sich die 
Frage gefallen lassen müssen: Wer bestimmt ei-
gentlich, was herausragende Baumaßnahmen sind? 
Was sind denn Baumaßnahmen mit stadtbildprä-
gender Bedeutung? Darüber wird es Streit geben. 
Wenn der Bauminister meint, dass etwas stadtbild-
prägend sei, eine herausragende Baumaßnahme 
sei, wird er darauf bestehen, dass Einvernehmen 
mit ihm hergestellt wird. Also sind Sie kein Stück-
chen weiter gekommen.  

Ich hätte mich gefreut, Sie hätten es dabei belas-
sen, dass das Einvernehmen des Bauministers 
immer notwendig ist. Ganz egal, mit welcher Cou-
leur das Bauministerium besetzt ist, wird der Bau-
minister das nicht ohne gute Begründung tun. Sie 
hätten stattdessen dem Änderungsantrag der 
SPD, den wir unterstützen, im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss zustimmen können, auch die Mit-
glieder der Architektenkammer und der Ingenieur-
kammer Bau in den Verwaltungsrat zu berufen. 
Das wäre ganz einfach gewesen. Das hätten Sie 
machen können. Das ist versäumt worden. Das 
wird in der nächsten Legislaturperiode erneut auf-
gerufen werden, weil es Sinn macht, so zu verfah-
ren. Aber auch das haben Sie nicht getan. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu dem 
Schluss: Die Gesetzesänderung ist völlig unnötig 
und zeigt zudem noch in die falsche Richtung. Wir 
werden sie deshalb ablehnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. – Für die Landesregierung Herr 
Minister Laschet. Bitte schön. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Finanzminister ist bei der 
Finanzministerkonferenz. Er ist also nicht banal 
nicht im Plenum, sondern aus wichtigen Gründen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen die 
Dienst- und Fachaufsicht über den BLB sowie die 
Dienstaufsicht über die Bauabteilung der Oberfi-
nanzdirektion Münster in einem Ministerium zu-
sammengeführt werden. Das Finanzministerium 
und das Bauministerium, Herr Groth, haben sich 
gemeinsam auf diese Zusammenführung der Auf-
sicht im Finanzministerium verständigt. Denn das 
Finanzministerium war auch in der Vergangenheit 
im Rahmen der allgemeinen Dienst- und Fachauf-
sicht federführend tätig. Durch die Zusammenfüh-



Landtag 10.03.2010 
Nordrhein-Westfalen 16921 Plenarprotokoll 14/145 

 

rung wird der gesamte Sach- und Fachverstand für 
die Aufsicht über den BLB in einem Ressort kon-
zentriert. Zugleich werden klare Zuständigkeiten 
hergestellt. 

Zudem wird die Transparenz in der Aufgabenwahr-
nehmung gefördert. Darüber hinaus werden die 
Arbeitsabläufe innerhalb der Aufsicht gefördert. 
Denn in der Praxis hat sich gezeigt, dass die Auftei-
lung der teilweise unterschiedlichen Aufsichtsaufga-
ben auf zwei Ressorts verbesserungsfähig war. Aus 
der Zusammenführung der Aufsicht werden sich 
hinsichtlich der Art und Weise der Planung und 
Durchführung von Baumaßnahmen des Landes 
oder des Bundes keine negativen Auswirkungen 
ergeben. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Aber auch keine 
Verbesserungen!) 

Dies ergibt sich bereits daraus, dass der BLB Nord-
rhein-Westfalen nach wie vor gesetzlich dazu ver-
pflichtet ist, die baupolitischen Zielsetzungen des 
Landes zu beachten. Das ist das, was den BLB 
zunächst bindet. Insofern ist auf § 2 Abs. 1 des 
BLB-Gesetzes sowie den Runderlass des damali-
gen Ministeriums für Städtebau, Wohnen, Kultur 
und Sport aus dem Jahre 2002 zu verweisen. Da-
nach ist der BLB nicht nur daran gebunden, nach-
haltig umweltschonend sowie energiesparend und 
mit erneuerbaren Energien zu bauen, sondern er 
hat auch die Aufgabe, die baukulturellen Ansprüche 
zu beachten sowie städtebaulich integriert zu bau-
en.  

Um die städtebaulichen Qualitäten bei Landesbau-
ten auch künftig sicherzustellen, hat der BLB NRW 
aufgrund des Änderungsantrags der CDU-Fraktion 
darüber hinaus bei herausragenden Baumaßnah-
men des Landes mit städtebildprägender Bedeu-
tung das Einvernehmen mit dem Bauminister her-
zustellen. Damit ist insbesondere die Erwartung 
verknüpft, dass der Bauminister das vorhandene 
baufachliche Know-how bei neuen Baumaßnahen 
mit herausragender Bedeutung weiterhin für das 
Land nutzbar machen kann und dass es auch wei-
terhin genutzt wird. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Ich sehe keine weiteren Wortmeldun-
gen. Also können wir die Beratung schließen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wir stimmen erstens 
über den Änderungsantrag der SPD-Fraktion in der 
Drucksache 14/10778 ab. Wer diesem Änderungs-
antrag zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die SPD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU-
Fraktion und FDP-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser Änderungsan-
trag mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens über die Beschlussempfeh-
lung des Haushalts- und Finanzausschusses in der 
Drucksache 14/10756 ab, welche vorschlägt, dass 
der Gesetzentwurf Drucksache 14/9956 in der Fas-
sung seiner Beschlüsse angenommen werden soll. 
Wer stimmt dem zu? – CDU und FDP. Wer ist da-
gegen? – SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Enthält 
sich jemand? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen und der Ge-
setzentwurf in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe zügig auf – und mache darauf aufmerksam, 
dass wir etwas mehr als eine Stunde hinter der Zeit 
sind –: 

9 Ein typisches Beispiel schwarz-gelber Realpo-
litik: 1 Milliarde € mehr für Hotelbesitzer, 1 Mil-
liarde € weniger für die Gebäudesanierung 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/10744 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen 
Herrn Priggen das Wort. Bitte schön. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir alle haben die Dis-
kussion über das Wachstumsbeschleunigungsge-
setz und die Steuererleichterungen für Hoteliers 
verfolgt. In toto geht es um 1 Milliarde €. Die Be-
gründung für das Wachstumsbeschleunigungsge-
setz war, dass man Arbeitsplätze schaffen wollte. 

Ich muss ganz ehrlich sagen: Ich habe Respekt 
davor, dass neue Regierungen und neue Mehrhei-
ten ihre eigenen Programme umsetzen, obwohl 
man das in der Sache auch anders sehen kann. Als 
ich dann allerdings gesehen habe, dass gleichzeitig 
das Programm für die Gebäudesanierung um 
1,1 Milliarden € gekürzt wurde, habe ich gedacht, 
dass das fachlich überhaupt kein Mensch vertreten 
kann. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Wenn man Arbeitsplätze und Wirtschaftspolitik för-
dern will, dann ist 1 Milliarde € bei der Gebäudesa-
nierung wesentlich effektiver angelegt und schafft 
auch wesentlich mehr Arbeitsplätze. Denn bei der 
Gebäudesanierung kommt hinzu, dass aufgrund 
des staatlichen Anreizes – das ist immer so – er-
hebliche weitere private Mittel mobilisiert werden, 
die wiederum Arbeitsplätze schaffen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Nun werden die Hoteliers um 1 Milliarde € steuerlich 
entlastet und die Mittel für die Gebäudesanierung 
heruntergefahren, obwohl man weiß, dass die Kon-
junkturprogramme des Bundes, die in dem Teil 
sinnvoll sind – sie stammen noch aus der Zeit der 
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